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UMWELTBERICHT ’76

Die Konzeption der Bundesregierung und ihre 
Beurteilung aus volkswirtschaftlicher Sicht
Volker Bergen, Göttingen

Die Bundesregierung hat am 14. Juli den Umweltbericht ’76 beschlossen. Dieser Bericht stellt eine 
Fortschreibung des am 29. September 1971 verabschiedeten Umweltprogramms dar. „Mit der Fort­
schreibung dieses Programms sollen eine erste Bilanz und, abgeleitet aus der aktuellen Situation und 
der absehbaren Entwicklung der Umwelt, die Handlungskonsequenzen für die kommenden Jahre 
gezogen werden“ ’ ). Der Umweltbericht ’76 stellt somit einerseits einen Rechenschaftsbericht der Bun­
desregierung über die Umweltpolitik der letzten fünf Jahre dar und will andererseits die Leitlinien und 
Schwerpunkte der zukünftigen Umweltpolitik einer breiteren Öffentlichkeit darlegen.

Auf fast neunzig des etwa 230 Seiten umfassen­
den Berichts bemühen sich die Verfasser, die 

umweltpolitische Konzeption der Bundesregierung 
darzustellen und zu erläutern2). Es liegt deshalb 
nahe, diese Ausführungen einer kritischen Be­
trachtung aus volkswirtschaftlicher Sicht zu unter­
ziehen. Im folgenden soll zunächst kurz auf die 
Problematik eingegangen werden, mit der die 
Bundesregierung beim Umweltschutz konfrontiert 
wird. Diese allgemeinen Ausführungen haben den 
Zweck, ausgehend von dem Kenntnisstand der 
nationalökonomischen Theorie auf die Schwierig­
keiten hinzuweisen, deren sich die Bundesregie­
rung bei ihrer Umweltpolitik bewußt sein sollte; 
darüber hinaus bieten die kurzen Ausführungen 
aber auch Ansätze für eine faire Beurteilung der 
praktischen Umweltpolitik der Bundesregierung. 
Die umweltpolitische Konzeption der Bundes­
regierung zur Lösung der Problematik wird im 
danach folgenden Abschnitt skizziert. Den Ab­
schluß bildet eine Beurteilung dieser Konzeption 
aus volkswirtschaftlicher Sicht unter Bezugnahme 
auf die im ersten Abschnitt ausgeführte Proble­
matik.

1) Um weltbericht'76. Fortschreibung des U m weltprogram m s der 
Bundesregierung vom 14. J u li 1976. H erausgeber: Bundesm in iste­
rium  des Innern, Bonn 1976, S. 2.

2) Die verble ibenden Seiten sind den spezie llen  Problem en der 
W asserwirtschaft, der Küstengewässer und Hohen See, der Ab- 
fa llw irtschaft, der Luftre inhaltung, der Lärm bekäm pfung, der Um­
w eltchem ika lien  sow ie der Natur und Landschaft gew idm et.

Dr. Volker Bergen, 37, ist Privatdozent am 
Volkswirtschaftlichen Seminar der Universi­
tät Göttingen. Seine gegenwärtigen For­
schungsschwerpunkte umfassen die Be­
reiche Umweltökonomik, Geldtheorie und 
-politik sowie Finanzwissenschaft.

Ausgehend von der Notwendigkeit staatlichen 
Handelns auf dem Gebiet des Umweltschutzes3) 
stellt sich die Problematik für den Staat als ge­
sellschaftliche Optimierungsaufgabe dar. Der 
Staat soll und will einen gesellschaftlich als un­
erwünscht empfundenen Zustand durch seine 
Maßnahmen verbessern und in einen gesellschaft­
lich als optimal empfundenen Zustand überfüh­
ren. Die Informationen, die er hierzu benötigt, 
lassen sich mit Hilfe der folgenden, stark verein­
fachenden Abbildung verdeutlichen.

Die Symbole Zi und Z2 bezeichnen gesellschaft­
liche Ziele, die durch geeignete Maßzahlen ope- 
rationalisiert sind. Man kann sich darunter z. B. 
„gesunde Umwelt“ repräsentiert durch einen Um­
weltqualitätsindex (Zi) und ein konjunkturpoliti­
sches Ziel (Beschäftigungsgrad, Preisniveaustei­

3) Begründet w ird  d ies in der um weltökonom ischen L iteratur 
üblicherw eise m it der Existenz negativer externer Effekte und 
dem Ö ffentlichen-G ut-C harakter von U m weltdienstle istungen. 
Siehe z .B . W illiam  J. B a u  m o l ,  W allace E. O a t e s :  The 
Theory of Environm ental Po licy, Englewood C liffs  1975.
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UMWELTBERICHT ’76

gerungsrate) (Z2) vorstellen. Es kann sich aber 
auch um zwei Umweltziele, einen Gewässerquali­
tätsindex (Zi) und einen Luftqualitätsindex (Z2) 
oder ähnliches handeln.

Mit der notwendigen Identifikation und Operatio­
nalisierung der Ziele ist noch nichts über die Be­
wertung der Zielkombinationen gesagt. Sie ist 
aber erforderlich, um eine Rangfolge der zahlrei­
chen Zielkombinationen zu erhalten. Ausdruck der 
Bewertung der Zielkombinationen sind in der Ab­
bildung die sozialen Indifferenzlinien W o  und Wi. 
Sie repräsentieren zwei unterschiedliche Wohl­
fahrtsniveaus ( W i  >  W o )  und ordnen ihnen jeweils 
die Zielkombinationen zu, die in der Einschränkung 
der Gesellschaft gleichwertig sind. Auf die mit 
sozialen Indifferenzlinien verbundenen theoreti­
schen und praktischen Schwierigkeiten wird im 
dritten Abschnitt eingegangen.

Zielformulierungen und Zielkombinationsbewer­
tung sind aber noch immer nicht ausreichend, um 
ein soziales Optimum zu bestimmen. Dazu ist die 
Kenntnis darüber notwendig, welche Zielkombi­
nationen von der Gesellschaft realisiert werden 
können. Ausdruck dieses Knappheitsproblems ist 
in der Abbildung die Fläche unter der Kurve TT’, 
die auch als soziale Transformationskurve be­
zeichnet wird. Diese Kurve besagt, daß ein Mehr 
von Ziel 1 durch ein Weniger von Ziel 2 „erkauft“ 
werden muß und umgekehrt. Nur wenn sich die 
Gesellschaft nicht in einem Zustand auf der Kurve, 
sondern unterhalb der Kurve befindet, entfällt der 
Zielkonflikt.

Sind die soziale Wohlfahrtsfunktion und die so­
ziale Transformationsfunktion bekannt, dann ist 
auch das soziale Optimum bestimmt. Es ist jene 
Zielkombination, bei der sämtliche Möglichkeiten 
der Gesellschaft ausgeschöpft sind und das 
höchste Wohlfahrtsniveau erreicht ist. In der Ab­
bildung ist dieses soziale Optimum durch den 
Punkt P angegeben. Befindet sich die Gesell­
schaft in einem davon abweichenden Zustand, 
z. B. Punkt A, dann sollte der Staat durch geeig­
nete Maßnahmen den Zustand P verwirklichen. 
Der gesellschaftliche Vorteil beim Übergang von 
A nach P zeigt sich in der Wohlfahrtssteigerung 
von Wo auf Wi, er ist die Rechtfertigung des staat­
lichen Eingriffs. Eine staatliche Maßnahme, die 
den Übergang von A nach P ermöglicht, ist zu­
gleich kostenminimierend. Unter den Kosten ist 
hier der Zielverzicht beim Übergang von A nach P 
zu verstehen, der durch die Strecke AB angege­
ben wird. Der damit verbundene Zielgewinn ent­
spricht der Strecke BP. Aus der Abbildung ist zu 
ersehen, daß AB der geringste Zielverzicht ist, 
um den Zielgewinn BP zu erhalten. Diese Kosten­
minimierung staatlicher Maßnahmen ist eine Vor­
aussetzung, ein soziales Optimum zu verwirk­
lichen.

Soweit die reine Allokationstheorie4). Welchen 
Weg beschreitet nun die Bundesregierung, um 
durch ihre Maßnahmen einem sozialen Optimum 
näher zu kommen?

Konzeption der Bundesregierung

An mehreren Stellen geht der Bericht auf die von 
der Bundesregierung praktizierte und präferierte 
Zielbestimmung ein. Das Problem der Zielidenti­
fikation löst der Bericht durch Verweis auf „eine 
umfassende und sorgfältige Bestandsaufnahme, 
an der neben Bundes- und Länderverwaltungen 
auch namhafte Wissenschaftler, Verbände und 
Unternehmen der deutschen Wirtschaft maßgeb­
lich beteiligt v/aren. Auf der Grundlage dieser 
Erkenntnisse und mit dem politischen Willen, je­
dem Bürger jetzt und in Zukunft die für seine 
Gesundheit und sein Wohlbefinden notwendige 
Qualität seiner Umgebung zu sichern, wurden 
die umweltpolitischen Ziele und Vorhaben ent­
wickelt“ 5). Die Zieloperationalisierung erfolgt 
durch Pläne für die verschiedenen umweltpoliti­
schen Subsysteme, „aus denen sich für die Ein­
zelbereiche Umweltqualitätsziele und Mindest- 
Qualitätsstandards"6) ergeben. Die Aufstellung 
der Pläne und die Festlegung der Qualitätsstan­
dards sind Ausdruck der Zielbewertung. Sie er­
folgen durch Parlamente und Regierungen unter 
Mitwirkung von Umweltverbänden, Bürgerinitiati­
ven, der Wirtschaft sowie Arbeitnehmer- und Ar­
beitgeberverbänden7). „Nur aus der Mitverant­
wortlichkeit und der Mitwirkung der Betroffenen 
kann sich ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
individuellen Freiheiten und gesellschaftlichen 
Bedürfnissen ergeben. Eine frühzeitige Beteili­
gung der gesellschaftlichen Kräfte am umweltpoli­
tischen Wiliensbildungs- und Entscheidungspro­
zeß ist deshalb von der Bundesregierung voran­
getrieben worden, ohne jedoch den Grundsatz 
der Regierungsverantwortlichkeit in Frage zu stel­
len.“ 8) Der Primat staatlicher Entscheidung wird 
auch für die Lösung von Konflikten zwischen um­
weltpolitischen Zielen untereinander und in bezug 
auf gesamtwirtschaftliche Ziele (Preisniveausta­
bilität, Vollbeschäftigung, angemessenes Wirt­
schaftswachstum, ausreichende Energieversor­
gung etc.) in Anspruch genommen.

Auf die Realisationsmöglichkeiten ausgewählter 
und festgelegter Zielkombinationen, d. h. die Lage

4) Eine re la tiv  um fassende D arste llung  d er re inen A lloka tions­
theorie , auf d ie  h ie r verzich te t w erden muß, findet sich bei Egon 
S o h m e n :  A llo ka tio nsth eo rie  und W irtschaftspo litik , Tübingen
1976.
5) U m weltbericht ’76, a. a. O., S. 2.

Ebenda, S. 30. Dabei hande lt es sich im einzelnen um Bew irt­
schaftungspläne fü r oberird ische  Gewässer sowie überörtliche 
A bw asserbeseitigungspläne, um Luftre inhaltep läne, überörtliche 
A b fa ll- und T ierkö rperbese itigungsp läne , Landschaftsprogram m e, 
Landschaftsrahm enpläne und Landschaftspläne sow ie um fo rs t­
liche Rahmenpläne.
7) Vgl. ebenda, S. 15, 18, 20.
8) Ebenda, S. 4.
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und Gestalt der sozialen Transformationskurve, 
geht der Bericht explizit nicht ein. Es wird implizit 
unterstellt, daß die gewünschte Zielkombination 
realisiert werden kann9). Bei der Auswahl der 
hierzu für geeignet gehaltenen Maßnahmen orien­
tiert sich die Bundesregierung am Vorsorgeprin­
zip, das eine die Natur schützende und schonende 
Inanspruchnahme der natürlichen Ressourcen 
zum Ziel h a t10). Zur Durchsetzung des Vorsorge­
prinzips präferiert die Bundesregierung Maßnah­
men, die dem Verursacherprinzip im Sinne eines 
individuellen Kostenzurechnungsprinzips im Ge­
gensatz zum Gemeinlastprinzip, das nur in Aus­
nahmefällen angewendet werden soll, entspre­
chen ” ). Unter solchen Maßnahmen versteht die 
Bundesregierung in erster Linie Maßnahmen der 
ordnenden Verwaltung, d. h. Gebote und Verbote 
bzw. Beschränkungen einschließlich des Umwelt­
strafrechts 12). „Flankiert wird das ordnungsrecht­
liche Instrumentarium u. a. durch Instrumente, die 
dem Recht der leistenden Verwaltung zugehören, 
wie Entsorgungspflichten der öffentlichen Hand, 
die zumeist mit entsprechenden Überlassungs­
pflichten verbunden sind, durch den umweltwirk­
samen Einsatz finanzieller Förderungsmittel, 
durch die Gewährung steuerlicher Begünstigun­
gen . . .  Eine Ergänzung des klassischen umwelt­
rechtlichen Instrumentariums bilden Rechtsinsti­
tute wie der .Rückstellungsfonds zur Sicherung der 
Altölbeseitigung’ sowie die neu eingeführte Ab­
wasserabgabe, die —  als ökonomischer Hebel —  
für das Einleiten schädlichen Abwassers in ein 
Gewässer erhoben wird.“ 13) Hieraus folgt eine 
eindeutige Präferenzordnung der von der Bun­
desregierung für geeignet gehaltenen Maßnah­
men zur Annäherung an ein soziales Optimum: 
Maßnahmen der ordnenden Verwaltung werden 
eindeutig präferiert: flankiert werden sie durch 
Maßnahmen der leistenden Verwaltung; beide zu­
sammen werden lediglich ergänzt durch pretiale, 
d. h. preiskorrigierende Maßnahmen.

Beurteilung der Zielbestimmung

Wie ist nun diese Konzeption der Bundesregie­
rung aus volkswirtschaftlicher Sicht zu beurteilen? 
Wenden wir uns zunächst der Art und Weise der 
Zielbestimmung zu, wie sie von der Bundesregie­
rung praktiziert wird. Die nationalökonomische 
Theorie bemüht sich seit ihren Anfängen und be­
sonders intensiv seit den 20er Jahren dieses 
Jahrhunderts um die Formulierung einer wider­
spruchsfreien und vollständig sozialen Wohlfahrts­
funktion zur gesellschaftlichen Bewertung aller 
denkbaren Zielkombinationen u). Ein entscheiden­
der Erfolg ist diesen Bemühungen bislang ver­
sagt geblieben. Das gilt vor allem für eine soziale 
Wohlfahrtsfunktion, die westlichem demokrati­
schem Verständnis entsprechend aus individuellen 
Vorstellungen über die Wünschbarkeit von Ziel­

kombinationen abgeleitet werden soll, und liegt 
bekanntlich an der praktischen Unmöglichkeit in­
terpersoneller Nutzenvergleiche. Ein Verzicht auf 
interpersonelle Nutzenvergleiche, also die An­
wendung des Pareto-Kriteriums zur Beurteilung 
von Zielkombinationen, vermag ebensowenig zu 
befriedigen wie der Versuch einer Kompensation 
von Wohlfahrtsverlusten. Durch die im Bereich 
der Umweltproblematik häufig auftretenden nega­
tiven externen Effekte ist die Zahl eindeutiger 
Aussagemöglichkeiten hier so gering, daß eine 
praktische Wirtschafts- und Umweltpolitik auf 
ihrer Grundlage kaum möglich ist.

Auch die politischen Entscheidungsprozesse in 
einer Demokratie mit mehreren Parteien ermög­
lichen in der Regel keine eindeutigen Aussagen 
über gesellschaftliche Rangordnungen alternativer 
Zielkombinationen. Das liegt zum einen daran, daß 
praktisch keine Einstimmigkeitsentscheidungen 
möglich sind und Mehrheitsentscheidungen stets 
ein diktatorisches Element enthalten, das eine Be­
nachteiligung Dritter nicht ausschließt. Verstärkt 
wird die Tendenz zur Benachteiligung Dritter durch 
unvollständige Informationen von Parlament und 
Regierung über die gewünschten Zielkombinatio­
nen von Gruppen und Individuen. In diesem Zu­
sammenhang ist die von der Bundesregierung 
praktizierte und in Zukunft verstärkte Konsultation 
der Betroffenen von Bedeutung. Umweltverbände, 
Bürgerinitiativen, Arbeitnehmer- und Arbeitgeber­
verbände usw. besitzen Informationen darüber, 
was die von ihnen vertretenen Bürger —  zumindest 
nach Ansicht der Verbandsfunktionäre —  wün­
schen und ob und wie sie sich durch bestimmte 
Zielkombinationen in ihrem Wohlergehen beein­
trächtigt oder gefördert fühlen. Insofern ist dieser 
Aspekt der Konzeption der Bundesregierung zu 
begrüßen. Der Einfluß von Interessenverbänden 
auf den politischen Entscheidungsprozeß birgt je­
doch auch Gefahren in sich. Einflußreiche Inter­
essenverbände können die Bundesregierung zu 
Entscheidungen veranlassen, die für sie günstig 
sind, aber zu Lasten Dritter, insbesondere nicht- 
organisierter Gruppen gehen 15).

Diese kurzen Ausführungen zeigen, daß in der 
praktischen Umwelt- und Wirtschaftspolitik eine 
gewisse Willkür bzw. ein diktatorisches Element 
bei der Festlegung der angestrebten Zielkombi­
nationen nicht zu vermeiden ist. Damit entfällt in 
der Regel aber auch die Möglichkeit zu sagen, ob

’ ) Vgl. ebenda, S. 12, 67, 73, 78 ff.

'0) Vgl. ebenda, S. 2.

Vgl. ebenda, S. 3.

,2) Vgl. ebenda, S. 31.

,3) Ebenda, S. 32.

,4) Vgl. John R. H i c k s  : The Scope and Status o f W elfare Eco­
nom ics, in : Oxford Econom ic Papers, Vol. 27 (1975).

,s) Vgl. Peter B e r n h o I z : G rundlagen der Politischen Ökono­
mie, 2. Band, Tübingen 1975, S. 93 ff.
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eine neue Zielkombination der Ausgangssituation 
überlegen ist, d. h. die Wohlfahrt der Gesellschaft 
erhöht. Vor diesem Hintergrund kann die Konzep­
tion der Bundesregierung bei der Zielbestimmung 
als praktikabel angesehen werden, deren wohl­
fahrtstheoretische Implikationen jedoch ungewiß 
sind.

Eignung der Maßnahmen

Wenn es schon nur in seltenen Fällen möglich ist, 
die wohlfahrtstheoretischen Implikationen von an­
gestrebten Zielkombinationen abzuschätzen, dann 
sollten zumindest die ausgewählten Maßnahmen 
die vorgegebenen Zielkombinationen mit den ge­
ringsten volkswirtschaftlichen Kosten realisieren. 
Unter den volkswirtschaftlichen Kosten einer Maß­
nahme ist allgemein der (realisierte) Zielverzicht 
beim Übergang von der Ausgangssituation zur an­
gestrebten Zielkombination zu verstehen. Im ein­
zelnen handelt es sich dabei um Informations-, 
Planungs- und Überwachungskosten sowie Scha- 
denentstehungs-, Schadenvermeldungs- und Scha­
denbeseitigungskosten. Die Bedeutung der Kosten­
minimierung läßt sich aus der Abildung des ersten 
Abschnitts entnehmen. Die Strecke AB gibt die 
minimalen Kosten beim Übergang von der Aus­
gangssituation A zur angestrebten Zielkombination 
P an. Jede Verlängerung der Strecke AB in Rich­
tung auf die Zi-Achse bedeutet eine in bezug auf 
den durch P angegebenen Zi-Zielwert ineffiziente 
Verwendung knapper Ressourcen. Die Ermittlung 
der (minimalen) volkswirtschaftlichen Kosten von 
Maßnahmen ist vor allem bei der notwendigen Be­
rücksichtigung der interdependenten Zusammen­
hänge zwischen Umwelt und Ökonomie mit erheb­
lichen theoretischen und praktischen Schwierig­
keiten verbunden 16). Obwohl jede Maßnahme im 
konkreten Fall auf ihre ökonomisch-ökologische 
Effizienz hin zu überprüfen ist, lassen sich jedoch 
einige Aussagen über die grundsätzliche Eignung 
von Maßnahmen treffen, die die von der Bundes­
regierung präferlerte generelle Rangfolge proble­
matisch erscheinen lassen.

Die aus dem Umweltbericht zu entnehmende deut­
liche Präferenz für Maßnahmen der ordnenden 
Verwaltung (direkte Kontrollen) wird offensichtlich 
von dem Wunsch nach hoher ökologischer Wirk­
samkeit bestimmt. Das impliziert hohe Überwa­
chungskosten, um die Einhaltung der angeordne­
ten Gebote, Verbote und Beschränkungen zu ge­
währleisten. Da sämtliche von Unternehmen und 
Haushalten einzuhaltende Normen vom Staat fest­
gelegt werden, ergeben sich auch hohe Informa­
tions- und Planungskosten. Bei direkten Kontrollen

i* )  S iehe hierzu z. B. V o lker B e r g e n :  Eine ökonom ische Theo­
rie  der U m weltverschm utzung. Ein ökonom isch-ökologisches Ge­
sam tsystem und seine Im p lika tionen  (H ab ilita tionsschrift; er­
scheint demnächst).
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Die OECD-Organisatior 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
D ie O E C D  -  eine d er w ichtigsten ü b erregio n alen  W irl 

sch aftsorgan isation en  d er N achk riegszeit -  h a t in d er bis 

herigen w issenschaftlichen L ite ra tu r  n och  keine zusam m en  

hängende D arstellu n g von  G ew icht erfahren- D ie V erfasse  

haben  diese L ü ck e  durch eine alle w ichtigen A sp ek te  diese 

zw ischenstaatlichen V erb an d es einbeziehende Studie ge 

schlossen. Sie stützt sich hierbei auf eine R e ih e  v o n  A bh an d  

lungen, die P ro fe sso r D r. H . J .  H ah n , In h ab er des L eh r  
stuhls fü r S ta a ts- und V ö lk errech t d er U n iv ersitä t W ürz  

bürg, als lan gjäh riger Ju stitia r d er O E C D  und unm ittelbare  

S ach ken n er R ech tsfragen  d er O E C D  w idm ete. D as B u c  

en thält dabei keine b loß e K o m p ilation  frü h erer Schrifter 

son dern  eine u m fassende B eh an d lu n g d er O E C D  und ihre 

R ech tsord n u n g, die von D r. A lb rech t W eb e r, A ssisten t ar 

genannten  L eh rstu h l, ü b erarb eitet und auf den neueste: 

S tand geb rach t w urde. D ie B esch reib un g u m faß t die V o i 

geschichte d er O E C D , ihren  V o rlä u fe r  O E E C , die Grün  

dungsgeschichte d er O rg an isation , schildert rechtlich  

G ru n dord nu n g und A u sgestaltu n g d er Sachaufgaben, da 

D ien strech t und die völkerrechtliche Stellung d er O rgani 

sation . B eso n d eres  G ew icht ist auf die D arstellu n g  de 

W irtschaftsrechts, gelegt, das v o r allem  durch B eobachtung  
K o o rd in atio n  und berichtigende A ufsicht d er m itgliedstaal 

liehen P olitik en  w ichtige E rfo lg e  buchen k on nte. A u ch  hie 

beschließt eine völkerrechtliche A n aly se  d er System ati 

des W irtsch aftsrech ts die D arstellu n g. Schließlich ist de 

jüngsten  E ntw icklu n g im  R a h m e n  d er O E C D , die durc  

die E n ergiek rise  gep rägt ist, R ech n u n g getragen . D ie  Grün  

dung d er In tern ation alen  E n e rg ieag en tu r und des Finan  

ziellen B eistan d sfon d s m ach en  den A ufgab enw an d el in de 

W irtschaftsgeschichte d er O E C D , ab er auch  ihre künftig  
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tritt die ökonomische Effizienz gegenüber der öko­
logischen Wirksamkeit in den Hintergrund. Die fest 
vorgegebenen Normen lassen wenig Spielraum für 
kostengünstige individuelle Anpassungen. Unter­
nehmen und Haushalte sind lediglich gehalten, 
die Vorschriften des Staates einzuhalten. „Da Ver­
bote und Auflagen sich in erster Linie an gegen­
wärtigen Produktionsstrukturen und einem gege­
benen Stand der Technik orientieren, genügen sie 
vornehmlich statischen Aufgabenstellungen. So­
lange aber das Unterschreiten derartiger Normen 
nicht prämiiert wird, bieiben dynamische Funktio­
nen des Wettbewerbs außer acht, die gerade die 
Anpassungsflexibilität erhöhen sowie die Entwick­
lung und Durchsetzung eines umweltfreundlichen 
technischen Fortschritts induzieren.“ 17) Zwar 
könnte der Staat grundsätzlich eine diskretionäre 
Anpassung an geänderte technische Bedingungen 
und neue naturwissenschaftliche Erkenntnisse vor­
nehmen, eine Änderung des statischen ex-post- 
Charakters direkter Kontrollen wird dadurch aber 
nicht erreicht.

Höhere Effizienz von Abgaben

Preiskorregierende (pretiale) Maßnahmen, insbe­
sondere Abgaben besitzen demgegenüber den 
Vorteil höherer ökonomischer Effizienz. Die staat­
liche Festlegung einer bestimmten Abgabenhöhe, 
die sich z. B. wie bei der Abwasserabgabe an der 
Schadstoffmenge der Emittenten orientiert, läßt 
den betroffenen Unternehmen und Haushalten die 
Möglichkeit, durch individuelle Maßnahmen die 
Zahlung der Abgaben zu vermeiden. Gewinnmaxi­
mierende Unternehmen und nutzenmaximierende 
Haushalte werden die für sie jeweils günstigste 
Anpassungsart wählen, wobei ihnen die vorgege­
bene Abgabenhöhe als Orientierung dient. Die 
Möglichkeit unmittelbarer und sofortiger Prämiie­
rung begünstigt die individuelle Suche nach um­
weltschonenden Techniken und fördert die Anpas­
sungsflexibilität18). Unter gewissen, durchaus rea­
listischen Annahmen über die Verhaltensweisen 
von Unternehmen und Haushalten ermöglichen 
Abgabenlösungen die Erreichung der angestreb­
ten Zielkombination zu minimalen Kosten 19). Ver­
sucht der Staat, die der angestrebten Zielkombi­
nation optimal entsprechende Abgabenhöhe fest­
zulegen, dann muß auch hier mit hohen Informa­
tionskosten gerechnet werden. Die Anwendung 
eines von Baumol und Oates vorgeschlagenen 
Iterationsverfahrens, das eine flexible Anpassung 
der Abgabenhöhe an die angestrebte Zielkombi­
nation vorsieht, vermag die Informations- und Pla­
nungskosten erheblich zu mindern20). Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß eine solche Vor­
gehensweise individuelle Anpassungskosten ver­
ursacht und auf organisatorische Schwierigkeiten 
staatlicher Institutionen stößt. Die ökologische

Wirksamkeit preiskorrigierender Maßnahmen hängt 
von der Stärke und dem zeitlichen Verlauf der 
individuellen Anpassungen ab. Sie ist deshalb 
eher längerfristig in Richtung auf eine kontinuier­
liche Erreichung der angestrebten Umweltqualitäts­
standards im Sinne von Durchschnittswerten zu 
erwarten.

Mangel an volkswirtschaftlicher Analyse

Die angedeuteten Vor- und Nachteile direkter Kon­
trollen und pretialer Maßnahmen insbesondere 
von Abgaben weisen in die Richtung des Einsatzes 
beider Maßnahmen zur Lösung der Probleme: 
pretiale Maßnahmen zur Erreichung längerfristiger 
Zielkombinationen im Sinne von Durchschnitts­
werten, direkte Maßnahmen der ordnenden Ver­
waltung zur Abwendung plötzlich eintretender 
oder saisonal bedingter Zielwertgefährdungen21).

Dieses sachlich bedingte Nebeneinander der Maß­
nahmen widerspricht der von der Bundesregierung 
präferierten Dominanz der Maßnahmen der ord­
nenden Verwaltung, die von pretialen Maßnahmen 
lediglich „ergänzt“ werden. Ein Grund für diese 
von der Bundesregierung präferierte Rangfolge 
der Maßnahmen wird aus der Anlage und Formu­
lierung des gesamten Umweltberichts ’76 deutlich. 
Die Umweltproblematik wird aus naturwissen­
schaftlicher Sicht dargestellt und Lösungsansätze 
aus juristischer Sicht vorgeschlagen. Eine volks­
wirtschaftliche Analyse der Problematik und mög­
licher Lösungen fehlt fast vollständig. Ein Defizit 
an ökonomischer Analyse findet sich jedoch nicht 
nur im Umweltbericht der Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern wird inter­
essanterweise auch von amerikanischen National­
ökonomen für die Umweltberichte der Bundes­
regierung der Vereinigten Staaten konstatiert22). 
Eine stärkere Bereitschaft von Nationalökonomen 
zur umweit- und wirtschaftspolitischen Beratung 
auch in den Fällen, in denen optimale Lösungen 
nicht zur Verfügung stehen und „nur“ theoretisch 
vertretbare und politisch realisierbare Kompro­
misse aus interdisziplinärer Zusammenarbeit an- 
geboten werden können, könnte hier Abhilfe 
schaffen.
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